Gel etzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 66 spende don Danzig, i den 30. Dezember 1.922 


Inhalt. Einkommenſteuergeſetz (S. 587). 


246 Volkstag und Senat haben ſolgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Einkommenſteuergeſetz. Vom 29. Dezember 1922. 
Perſönliche Steuerpflicht. 
1 


Einkommenſteuerpflichtig ſind: 

1. die Danziger Staatsangehörigen mit Ausnahme derer, die ſeit mehr als zwei Jahren ſich im 
Auslande dauernd aufhalten, ohne im Gebiete der Freien Stadt Danzig einen Wohnſitz zu haben. 

Beamte der Freien Stadt Danzig, die ihren dienſtlichen Wohnſitz im Auslande haben, 
jowie die in ihren Dienſten ſtehenden Danziger Staatsangehörigen find ohne Rüdfiht auf 
die Dauer ihres Aufenthalts im Auslande einkommenſteuerpflichtig, ſoweit ſie an ihrem aus⸗ 
ländiſchen Wohnſitz nicht zu einer entſprechenden direkten Steuer herangezogen werden. 
Wahlkonſuln gelten nicht als Beamte im Sinne dieſer Vorſchrift. 

2. Perſonen, welche nicht die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzen, wenn fie im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig einen Wohnſitz oder des Erwerbes wegen oder länger als ſechs Monate 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

Wird die Steuerpflicht durch einen Aufenhalt von mehr als ſechs Monaten begründet, 
ſo erſtreckt ſie ſich auch auf die erſten ſechs Monate. Als Aufenthalt des Erwerbes wegen gilt 
jeder Aufenthalt, es ſei denn, daß aus den Umſtänden des Einzelfalles das Gegenteil hervor⸗ 
geht oder der Zuziehende das Gegenteil beweiſt. 

Beſchränkte 8 


Ohne Rückſicht auf Staatsangehörigkeit, ie oder Aufenthalt unterliegen der Einkommenſteuer 
alle Perſonen mit dem Einkommen: 

a) aus den von inländiſchen öffentlichen Kaſſen gezahlten Beſoldungen und Penſtonen. Den 
Beſoldungen und Penſionen ſind gleichgeſtellt alle regelmäßig wiederkehrenden Bezüge oder 
Unterſtutzungen, die mit Rückſicht auf eine gegenwärtige oder frühere Dienſtleiſtung oder 
Berufstaͤtigkeit gewährt werden; 

b) aus inländiſchem Grundbeſitz, 

c) aus inländiſchem Gewerbebetrieb oder aus einer im Inland ausgeübten Erwerbstätigkeit. 

Steuerbefreiungen. 
9 8. 

Von der Einkommenſteuer find Perſonen befreit, denen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit nach 
allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen oder nach beſonderen, mit anderen Staaten getroffenen Verein⸗ 
barungen ein Anſpruch auf Befreiung von den perſönlichen Steuern zuſteht. 

Die Beſtim mung erſtreckt ſich nicht auf das nach § 2 dieſes Geſetzes ſteuerpflichtige Einkommen 

(Achter Tag nach Ablauf bes Nusgabetages: 7. 1. 1922). 


588 
Einkommensbegriff. 

§ 4. 

Als Einkommen gelten die nach dieſem Geſetz feſtzuſtellenden Jahreseinkünfte der Steuerpflichtigen 
in Geld und Geldeswert aus: 
1. Kapitalvermögen, 
2. Grundvermögen, Pachtungen und Mieten einſchl. des Mietswerts der Wohnung im eigenen Hauſe, 
3. Handel und Gewerbe einſchl. des Bergbaues, 
4. ſonſtiger Arbeit und gewinnbringender Beſchäftigung, ſowie aus Rechten auf periodiſche Hebungen 
und Vorteile irgendwelcher Art, ſoweit dieſe Einkünfte nicht ſchon unter Nr. 1—3 begriffen ſind. 


6 Außerordentliche Einnahmen. 
8 5. 
Als ſteuerbares Einkommen gelten nicht einmalige Vermögensanfälle, insbeſondere aus Erbſchaften, 
Schenkungen, Lebens-, Unfall- und ſonſtigen Kapitalsverſicherungen, Kapitalsabfindungen, die auf Grund 
der Vorſchriften des B. G. B. als Schadenerſatz geleiſtet werden und ähnliche außerordentliche Einnahmen. 


Steuerfreies Einkommen. 
86. 

Von der Beſtenerung ſind ausgeſchloſſen: 

1. Invalidenrenten, Verſtümmelungs⸗ und ähnliche Zulagen, ſowie Verſorgungsgebührniſſe, ſoweit 
die Steuerfreiheit durch einen allgemeinen Beſchluß des Senats anerkannt worden iſt, 

2. die aus einer Krankenverſicherung dem Verſtcherten zuſtehenden Leiſtungen, 

3. Bezüge aus öffentlichen Mitteln oder aus Mitteln einer öffentlichen Stiftung, die als Unter⸗ 
ſtützung wegen Hilfsbedürftigkeit oder als Unterſtützungen für Zwecke der Erziehung oder 
Ausbildung, der Wiſſenſchaft oder Kunſt bewilligt ſind. 


WA 
I. Von dem Rohertrage der einzelnen Einkommensquellen find die Aufwendungen zur Erwerbung, 
Sicherung und Erhaltung des Ertrages (Werbungskoſten) in Abzug zu bringen. Als Werbungskoſten 
gelten auch: 

1. Ertragsſteuern, ſowie ſolche öffentlich-rechtlichen Abgaben und Beträge zur Verſicherung von 
Gegenſtänden, welche zu den Geſchäftsunkoſten oder Verwaltungskoſten zu rechnen ſind. 

2. die jährlichen, den Verhältniſſen entſprechenden Abſetzungen für Abnutzung von Gebäuden, 
von Maſchinen und ſonſtigem Betriebsinventar, ſoweit die Koſten der Beſchaffung nicht als 
Werbungskoſten in Abzug gebracht und nicht aus ſteuerfrei gebildeten Rücklagen (§ 8) gedeckt 
worden ſind, 

3. die Abſchreibungen für Subſtanzverringerungen bei ſolchen Betrieben, die einen Verbrauch der 
Subſtanzen bedingen, 

4. die von den Grundbeſitzern zu entrichtenden Deichlaſten und Beiträge zu öffentlichen Be⸗ 
und Entwaſſerungs⸗Verbänden, ſowie zur Unterhaltung von ſolchen Waſſerläufen, für welche 
beſondere Geſetze zur Verhütung von Hochwaſſergefahren erlaſſen worden ſind, 

5. notwendige Ausgaben, die dem Steuerpflichtige durch Fahrten zwiſchen Wohnung und 

Arbeitsſtätte erwachſen ſind. 
Die abzugsfähige Höhe dieſer Ausgaben wird durch die Ausführungsbeſtimmungen geregelt. 
Mehraufwendungen für den Haushalt, die durch eine Erwerbstätigkeit der Ehefrau notwendig 
geworden ſind. 
II. Von dem Geſamteinkommen ſind in Abzug zu bringen: 
1. die von dem Steuerpflichtigen gezahlten Schuldenzinſen und die auf beſonderem privatrechtlichen, 
öffentlich⸗rechtlichen oder geſetzlichen Verpflichtungsgrunde beruhenden Renten oder dauernden 
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Laften, ſoweit ſie nicht mit Einnahmen im Zuſammenhang ftehen, die bei der Veraulagung 
außer Betracht zu laſſen ſind. Aufwendungen zur Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht 
ſind nicht abzugsfähig, auch wenn ſie auf Grund einer privatrechtlichen Verpflichtung erfolgen. 

2. Beiträge, die der Steuerpflichtige für ſich und ſeine nicht ſelbſtändig veranlagten Haushaltungs⸗ 

angehörigen zu Kranken-, Unfall-, Haftpflicht-, Angeſtellten-, Invaliden-, Erwerbsloſen⸗ 

verſicherungs-, Witwen-, Waifen- und Penſionskaſſen gezahlt hat, ſoweit ſich der Gegenſtand 
der Verſicherung auf die bezeichneten Gefahren beſchränkt. 

Beiträge zu Sterbekaſſen bis zu einem Jahresbetrage von insgeſamt achttanſend M. 

4. Verſicherungsprämien, welche für Verſicherungen des Steuerpflichtigen oder eines feiner nicht 
jelbftändig veranlagten Haushaltungsangehörigen auf den Todes- oder Lebensfall gezahlt 
werden, ſoweit fie den Betrag von 48 000 M jährlich nicht überſteigen. 

Spareinlagen bei Danziger Sparkaſſen bis zu einem Betrage von 48 000 M jahrlich, ſofern die 
Rückzahlung des Kapitals nur für den Todesfall oder für den Fall des Erlebens innerhalb einer 
Zeit von nicht weniger als 10 Jahren vereinbart iſt und die Vereinbarung unter Verzicht 
beider Vertragsteile auf eine Abänderung oder Aufhebung dem Steueramt angezeigt wird. 

6. Beiträge zu den öffentlich-rechtlichen Berufs- oder Wirtſchaftsvertretungen, ſowie zu Berufs⸗ 
verbanden ohne öffentlich⸗rechtlichen Charakter, deren Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt. 

. Steuern an die in Art. 97 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig genannten Religions⸗ 
geſellſchaſten, ſoweit dieſe Steuern in dem nach § 22 für die Veranlagung maßgebenden 
Kalenderjahre fallig geworden ſind. 

8. Beiträge an inländiſche Vereinigungen, die ausſchließlich wiſſenſchaftliche, künſtleriſche, kirchliche, 
mildtätige oder gemeinnützige Zwecke verfolgen, ſoweit der Einzelbetrag 200 M überſteigt 
und der Geſamtbetrag dieſer Beiträge 10 v. H. des ſteuerbaren Einkommens des Steuer, 
pflichtigen (S 17) nicht überſteigt. Das nach Abzug dieſer Beiträge verbleibende ftenerbare 
Einkommen wird mit dem gleichen Huudertſatz beſteuert, der ſich ohne dieſen Abzug ergibt 

9. Die auf Grund rechtlicher Verpflichtung vom Steuerpflichtigen zur allmähligen Tilgung 
eines auf ſeinem Grundbeſitz haftenden Schuldkapitals zu entrichtenden Beiträge, inſoweit 
dieſelben 1 Prozent des Kapitals und bei einer Grundſtücksbelaſtung vor dem 1. 7. 1918 den 
Betrag von 600 M, bei einer ſolchen von dieſem Zeitpunkte ab den Betrag von zuſammen 
3000 M jährlich nicht überſteigen. 

10. Verluſte aus einzelnen Veräußerungsgeſchäften bei Spekulationsgewinnen (§ 9 Ziff. 7), ſofern 
die Veräußerungsgeſchäfte nicht zum Gewerbebetriebe des Steuerpflichtigen gehören. Der 
Abzug findet nur bis zur Höhe der Gewinne aus einzelnen Veraußerungsgeſchäſten ſtatt, die 
bei Ermittelung des ſteuerbaren Einkommens für das betreffende Kalenderjahr in Anſatz gebracht 
worden ſind. 

Die Abzüge nach Nr. 4 und 5 dürfen, zuſammen den Betrag von 48 000 ME jährlich nicht 
überſteigen. 

Iſt die perſöhnliche Steuerpflicht nur nach § 2 begründet, fo iſt der Abzug der in Abſ. II 
er. 2—5 und 8 aufgeführten Beiträge überhaupt nicht, der der übrigen in Abſatz J und II 
genannten Aufwendungen nur inſoweit ſtatthaft, als ſie mit dem ſteuerbaren Einkommen im 
wirtſchaftlichen Zuſammenhauge ſtehen. 

III. Nicht abzugsfähig find insbeſondere: 

1. Aufwendungen zur Verbeſſerung und Vermehrung des Vermögens, zu Geſchäftserweiterungen, 
zu Kapitalanlagen, zur Schuldentilgung oder zu Erſatzbeſchaffungen, ſoweit hierfür bereits 
Werbungskoſten abgeſetzt ſind. 

2. Zinſen für das in dem land- oder forſtwirtſchaftlichen oder gewerblichen Betrieb angelegte 
eigene Vermögen des Steuerpflichtigen. 
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3. Die zur Beſtreitung des Haushalts des Steuerpflichtigen und zum Unterhalte ſeiner Familien⸗ 
angehörigen aufgewendeten Beträge. 
4. Die von dem Steuerpflichtigen entrichtete Einkommenſteuer, ſowie ſonſtige Perſonalſteuern. 


Steuerfreier Erneuerungsfonds. 


8 8. 

Bei Ermittelung des Betriebsgewinnes aus ſelbſtbewirtſchaftetem Grundbeſitze und des Geſchäfts⸗ 
gewinnes aus Gewerbe und Bergbau-Betrieb können den Verhältniſſen entſprechende Rücklagen zur 
Beſtreitung der Koſten ſteuerfrei abgeſetzt werden, die zur Erſatzbeſchaffung der zum land- oder forſt⸗ 
wirtſchaftlichen oder gewerblichen Anlagekapital gehörigen Gegenſtände über den gemeinen Wert der 
Erſatzgegenſtände hinaus vorausſichtlich aufgewendet werden müſſen (Mehrkoſten). Die Mehrkoſten ſind 
zu Laſten dieſer Rücklagen zu verrechnen; ſtehen zur Beſtreitung der Mehrkoſten zu dieſem Zweck gebildete 
Rücklagen nicht zur Verfügung, ſo können die Mehrkoſten als Werbungskoſten in Abzug gebracht werden. 
Bei Feſtſtellung des Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreiſes bleiben die Mehrkoſten außer Betracht, ſoweit 
ſie für Erſatzbeſchaffungen als Werbungskoſten in Abzug gebracht oder aus ſteuerfreien Rücklagen gedeckt 
worden ſind. 

Der Senat erläßt die zur Durchführung dieſer Vorſchriften erforderlichen Beſtimmungen, ins⸗ 
beſoudere auch die Richtlinien über die jeweilige Höhe der über den gemeinen Wert hinausgehenden 
Mehrkoſten. Er erläßt ferner Vorſchriften über die Nachverſteuerung von ſteuerfrei gebliebenen Rücklagen, 
die nicht ihrem Beſtimmungszweck zugeführt ſind oder nicht mehr zugeführt werden können. Der Erlaß 
dieſer Vorſchriften oder Richtlinien hat zu erfolgen nach Anhörung des Finanzrates. 


Einkommensarten. 
So 

Als Einkommen aus Kapitalvermögen gelten insbeſondere: 

1. Dividenden, Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Gewinne, welche entfallen auf Aktien, Kuxe, 
Genußſcheine, ſowie auf Anteile an Kolonialgeſellſchaften, an bergbautreibenden Vereinigungen, 
welche die Rechte einer juriſtiſchen Perſon haben, an Genoſſenſchaften und an Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung; 

2. Einkünfte aus der Beteiligung an einem Handelsgewerbe als ſtiller Geſellſchafter; 

3. Zinſen von Anleihen, die in öffentlichen Schuldbüchern eingetragen oder über die Teil⸗ 
ſchuldverſchreibungen ausgegeben ſind; 

4. Zinſen und Diskontbeträge aus Kapitalforderungen jeder Art, einſchl. der Zinſen aus Ein⸗ 
lagen und Guthaben bei Sparkaſſen, Banken und anderen Kreditanſtalten; 

5. Zinſen von Hypotheken und Grundſchulden, Renten von Rentenſchulden. 

Bei Tilgungshypotheken und Tilgungsgrundſchulden gilt nur der Teil der Zahlung als 
Einkommen, der auf den jeweiligen Kapitalreſt als Zins entrichtet wird; 

6. vererbliche Rentenbezüge; 

7. vereinnahmte Gewinne aus der zu Spekulationszwecken unternommenen Veräußerung von 
Wertpapieren, Forderungen, Renten, Grundſtücken und ſonſtigen Vermögenswerten, abzüglich 
etwaiger Verluſte bei derartigen Geſchäften. 

Als Erträge aus Kapitalanlagen im Sinne des Abſ. 1 gelten auch beſonders Entgelte oder 
Vorteile, die neben Kapitalerträgen der im Abſ. 1 genannten Art oder an deren Stelle 
gewährt werden. 

Soweit Kapitalerträge der in Abſ. 1 und 2 bezeichneten Art in einem land⸗ oder forſtwirt⸗ 

ſchaftlichen, gewerblichen oder bergbaulichen Betrieb entfallen, gelten ſie als Einkommen aus dem 
Betriebe der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder aus Gewerbebetrieb. 
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3 10. 

Als Einkommen aus Grundbeſttz gelten insbeſondere: 

1. die Einkünfte aus Miete und Pacht für vermietete oder verpachtete Grundſtücke und Gebäude 
oder Gebäudeteile, unter Hinzurechnung der dem Pächter bezw. Mieter obliegenden Natural⸗ 
und ſonſtigen Nebenleiſtungen, ſowie der dem Verpächter bezw. Vermieter vorbehaltenen 
Nutzungen, andererſeits unter Abrechnung der dem letzeren verbliebenen abzugsfähigen Laſten, 

2. der Wert der Nutzung einer Wohnung im eigenen Hauſe oder einer dem Steuerpflichtigen 
ganz oder teilweiſe unentgeltlich überlaſſenen Wohnung einſchl. der zugehörigen ſonſtigen 
Räume, Gärten und Parkanlagen. Als Maßſtab gilt der ortsübliche Mietswert. Außer 
Anſotz bleibt der Mietswert, der von dem Eigentümer bezw. Nutznießer zu feinem landwirt⸗ 
ſchaftlichen oder gewerblichen Betriebe benutzten Gebäude oder Gebäudeteile, deren Nutzungs⸗ 
wert in dem Einkommen aus Landwirtſchafts⸗ oder gewerblichen Betrieben enthalten iſt, 

3. bei nicht verpachteten Beſitzungen der durch die eigene Bewirtſchaftung erzielte Reinertrag 
unter Hinzurechnung des Wertes der Gegenſtände, der Ausbeuten oder Dienſtleiſtungen, 
die der Steuerpflichtige bei Bewertung des Grundbeſitzes für ſich und ſeinen Haushalt oder 
für andere Zwecke entnommen hat, die außerhalb des Betriebes liegen, 

4. die Einnahmen aus Grundrechten und Gefallen und aus ſolchen Berechtigungen, auf welche 
die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes über Grundſtücke Anwendung finden. 

8 11. 

Als Einkommen aus Handel, Gewerbe und Bergbau gelten insbeſondere: 

1. Einnahmen aus gewerblichen oder bergbaulichen Unternehmungen unter Hinzurechnung des 
Wertes der Gegenſtände, der Ausbeuten und Dienſtleiſtungen, die der Steuerpflichtige aus 
dem Betriebe ſeines Gewerbes für ſich und ſeinen Haushalt oder für andere Zwecke ent⸗ 
nommen hat, die außerhalb des Betriebes liegen; 

bei perſönlich haftenden Geſellſchaftern einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, die Tantiemen 
und Vergütungen ſowie die Gewinnanteile dieſer Geſellſchafter, welche auf ihre, nicht auf das 
Grundkapital gemachten Einlagen entfallen; 

3. bei Geſellſchaftern einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder einer 
anderen Erwerbsgeſellſchaft, bei der der Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Betriebes anzuſehen iſt, ihr Anteil am Geſchäftsgewinne zuzüglich etwaiger beſonderer Ver⸗ 
gütungen, die der Geſellſchafter für Mühewaltungen im Intereſſe der Geſellſchaft für deren 
Rechnung bezogen hat; 

4. der Gewinn aus den zu Spekulationszwecken abgeſchloſſenen Geſchäften, abzüglich etwaiger 
Verluſte bei derartigen Geſchäften und aus Beteiligung an derartigen Geſchäften, und zwar 
auch bei ſolchen Steuerpflichtigen, welche nicht zu den Handel- und Gewerbebetreibenden gehören. 

Bei Steuerpflichtigen, welche Handelsbücher nach Vorſchrift der 88 38 ff. des Handels⸗ 
geſetzbuches führen, iſt der Gewinn unter Beachtung der Vorſchriften in den 88 5 und 7 nach 
den Grundſätzen zu berechnen, die ſolche für die Inventur und Bilanz das Handelsgeſetzbuch 
vorgeſchrieben ſind und ſonſt dem Gebrauch eines ordentlichen Kaufmanns entſprechen. Ins⸗ 
beſondere gilt dies einerfeits von dem Zuwuchs des Anlagekapitals und andererſeits von den 
regelmäßigen jährlichen Abſchreibungen, welche einer angemeſſenen Verückſichtigung der Wert⸗ 
verminderung entſprechen. 9 12 


Als Einkommen aus ſonſtiger Arbeit und gewinnbringender Beſchäftigung, ſowie aus Rechten 
auf periodiſche Hebungen und Vorteile irgendwelcher Art gelten insbeſondere: 
1. Gehälter, Beſoldungen, Löhne, Tantiemen, Gratifikationen oder unter ſonſtiger Benennung 
gewährte Bezüge und geldwerte Vorteile der in öffentlichem oder privatem Dienſte angeſtellten 
oder beſchäftigten Perſonen; N 
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der Erwerb aus wiſſenſchaftlicher, künſtleriſcher, ſchriftſtelleriſcher, unterrichtender oder 
erziehender Tätigkeit, aus der Berufstätigkeit der Arzte, Rechtsanwälte, Architekten, Ingenieure 
und der Ausübung anderer freier Berufe; 

3. Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen- und Waiſenpenſionen und andere Bezüge oder geldwerte 
Vorteile für frühere Dienſtleiſtung oder Beruftstatigkeit; 

4. die Einnahmen aus einmaliger oder dauernder Tätigkeit jeder Art, insbeſondere Vergütungen 
für Vermögensverwaltungen und für Vollſtreckung von Teſtamenten, ſowie Tantiemen und 
andere Vergütungen, welche den Mitgliedern der Verwaltung und des Auſſichtsrats von 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchrankter Haftung, 
Genoſſenſchaften und ſonſtigen Perſonenvereinigungen gewährt werden, bei denen der Steuer— 
pflichtige nicht als Unternehmer (Mitunternehmer) anzuſehen iſt; 

5. Leibrenten, Leibgedinge, Zeitrenten und andere unvererbliche Renten. 

8 13. 
Bei Ermittelung des ſteuerbaren Einkommens bleiben außer Anſatz: 
1. Bei den Staats⸗ und Gemeindebeamten, Geiſtlichen, Kirchenbeamten und Lehrern an 
öffentlichen Unterrichtsanſtalten die zur Beſtreitung des Dienſtaufwandes gewährte Ent— 
ſchädigung oder der hierzu nach ausdrücklicher Anordnung beſtimmte Teil des Gehalts oder 
einer etwaigen Zulage; 

. die aus öffentlichen Kaſſen gewährten Aufwandsentſchadigungen, Tagegelder und Reiſekoſten; 

3. bei den im privaten Dienſt⸗ oder Auftragsverhältnis ſtehenden Perſonen die Entſchädigungen, 
welche nach ausdrücklicher Vereinbarung zur Beſtreitung des durch die Dienſt⸗ oder Auftrags⸗ 
verhältniſſe gemachten Aufwands gewahrt werden, inſoweit, als ihr Betrag den erforderlichen 
Aufwand nicht überſteigt. 
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§ 14. 

Bei Ermittelung des ſteuerbaren Einkommens können in Abzug gebracht werden: Grund⸗ 
erwerbsſtenern von unbebauten Grundſtücken, ſoweit dieſe nach dem 1. Juli 1918 erworben und für die 
Neubeſchaffung von den in den Jahren 1922 bis einſchließlich 1926 fertiggeſtellten Wohnungen verwendet 
worden ſind. 

Der Abzug findet nicht ſtatt, wenn die Grunderwerbſteuer bereits als Werbungskoſten nach 
§ 7 in Abzug gebracht iſt. 

§ 15. 

Steht der Aufwand eines Steuerpflichtigen in einem auffälligen Mißverhaltnis zu den ermittelten 
Einkommensverhältniſſen, fo hat Schätzung des Einkommens nach dem Aufwand zulerfolgen, ſoweit nicht 
der Steuerpflichtige nachweiſt, daß er ſeinen Aufwand aus Kapitalvermögen oder durch Aufnahme von 
Schulden oder durch Einkünfte beſtreitet, welche nach den Beſtimmungen des Geſetzes bei der Berechnung 
des ſteuerpflichtigen Einkommens außer Anſatz zu laſſen ſind. 

§ 16. 

Dem Einkommen eines nach § 1 Steuerpflichtigen wird das in Danzig ſteuerbare Einkommen 
ſeiner Ehefrau hinzugerechnet. 

Selbſtändig werden Ehefrauen nur veranlagt, wenn ſie dauernd vom Ehemanne getrennt leben 
oder ihre Steuerpflicht nur nach § 2 begründet iſt oder die Ehefrau Arbeitseinkommen (5. 12) aus Be⸗ 
ſchaftigung außerhalb des eigenen Betriebes des Ehemannes bezieht. 

Jeder Ehegatte haftet für die Einkommenſteuer des anderen Ehegatten als Geſamtſchuldner 

Steuertarif. a 
817. 

Zur Berechnung der Einkommenſteuer wird das ſteuerbare Einkommen auf volle Hunderte nach 

unten abgerundet. 


— 
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§ 18. 
Die Einkommenſteuer betragt: 

für die erſten angefangenen oder vollen 1000000 M des ſteuerbaren Einkommens 10 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 1000000 M des ſteuerbaren Einkommens 15 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 1000000 M des ſteuerbaren Einkommens 20 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 1000000 M des ſteuerbaren Einkommens 25 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 2000 000 M des ſteuerbaren Einkommens 30 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 2000000 M des ſteuerbaren Einkommens 35 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 2000000 M des ſteuerbaren Einkommens 40 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 2000000 M des ſteuerbaren Einkommens 45 v. H., 
für die weiteren Beträge 50 v. H. 

Bei den nur nach § 2 Steuerpflichtigen kann daneben ein Ausgleichszuſchlag von 10 v. H. 
des ermittelten Einkommens ohne Abzug der Werbungskoſten (8 7) erhoben werden, falls das im In⸗ 
lande jtenerpflichtige Einkommen nicht einwandfrei nachgewieſen iſt. 

§ 19. 

Bei Einnahmen, welche die Entlohnung für eine ſich über mehrere Jahre erſtreckende Tatigkeit 
darſtellen, wird die Steuer von dem geſamten ſteuerbaren Einkommen nach dem Hundertſatz erhoben, 
der nach § 18 anzuwenden wäre, wenn die Steuer von dem übrigen Einkommen zuzüglich des Betrages 
erhoben würde, der ſich bei gleichmäßiger Verteilung der Einnahme auf die vollen Jahre der Tätigkeit 
ergibt. Mehr als 5 Jahre werden nicht berückſichtigt. Falls ſich hiernach kein Hundertſatz ergibt, wird 
die Steuer nach dem niedrigſten im § 18 vorgeſehenen Abgabeſatz erhoben. 

§ 20. 

Bei augerordentliden Walduntzungen, die über die regelmäßigen Nutzungen hinausgehen, wird 
die Steuer von dem geſamten ſteuerbaren Einkommen nach dem Hundertſatz erhoben, der ſich nach § 18 
für das Einkommen des Steuerpflichtigen nach Abzug des außerordentlichen Mehrerlöſes berechnet. 
Falls ſich hiernach kein Hundertſatz ergibt, wird die Steuer nach dem niedrigſten im § 18 vorgeſehenen 
Abgabeſatz erhoben. 5 

Bei außerordentlichen Waldnutzungen infolge höherer Gewalt (Eis-, Schnee, Windbruch, 
Raupenfraß, Brand uſw.) ermäßigt ſich die nach Abſ. 1 auf den außerordentlichen Mehrerlös entfallende 
Einkommenſteuer um die Hälfte ihres Betrages. 

$ 21. 

Die nach den 88 18--20 berechnete Einkommenſteuer ermaßigt ſich: 

a) um je 2400 M für den Steuerpflichtigen und für feine nicht jelbjtändig zu veranlagende 
Ehefrau, wenn das ſteuerbare Einkommen nicht mehr als 1000000 M betragt; 

b) um je 12000 M für jedes zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minderjährige 
Kind, das nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt, wenn das ſteuerbare 
Einkommen nicht mehr als 2 000 000 M beträgt. : 

Die Ermäßigung wird auch jolchen Kindern gewährt, die Arbeitseinkommen 
beziehen, ſofern ſie das 17. Lebensjahr noch nicht vollendet haben; 

c) um 20 000 M für Steuerpflichtige, die über 60 Jahre alt oder erwerbsunfähig oder nicht 

bloß vorübergehend behindert ſind, ihren Lebensunterhalt durch eigenen Erwerb zu beſtreiten, 
ſofern das ſteuerbare Einkommen den Betrag von 600 000 M nicht überſteigt und ſich 
hauptſächlich aus Kapitaleinkommen und Bezügen der im $ 12 Nr. 3 und z bezeichneten 
Art zuſammenſetzt oder hauptſächlich aus einer von dieſen Einkommensarten beſteht. Auf 
den Betrag von 20 000 M wird der gemäß § 29 Abſ. II Nr. 3 bereits berückſichtigte 
Betrag angerechnet. 
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Bei der Veranlagung können beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe, die die Leiſtungsfähigkeit 
des Steuerpflichtigen weſentlich beeinträchtigen, durch Ermäßigung oder Erlaß der Einkommenſteuer 
berückſichtigt werden, ſofern das ſteuerbare Einkommen den Betrag von 2000 000 M nicht überſteigt. 

Als Verhältniſſe dieſer Art gelten insbeſondere außergewöhnliche Belaſtungen durch Unterhalt 
und Erziehung der Kinder, durch Verpflichtung zum Unterhalte mittelloſer Angehöriger, durch Alter, 
Krankheit, Körperverletzung, Verſchuldung, Unglücksfälle oder durch beſondere Aufwendungen im Haushalt 
infolge einer Erwerbstätigkeit der Ehefrau. 

Die Vorſchriften dieſer Paragraphen finden im Falle der Steuerpflicht nach § 2 des Geſetzes 
keine Anwendung. 

Veranlagung. 
§ 22. 

Die Veranlagung erfolgt für ein Kalenderjahr nach dem ſteuerbaren Einkommen, das der 
Steuerpflichtige während der Dauer ſeiner Steuerpflicht in dieſem Kalenderjahr bezogen hat. Die 
Veranlagung findet nach Ablauf des Kalenderjahres oder, wenn die Steuerpflicht im Laufe des Kalender⸗ 
jahres wegfällt, nach Wegfall der Steuerpflicht ſtatt. 

Für die Feſtſtellung des Einkommens aus dem Betriebe der Land- und Forſtwirtſchaft oder 
aus dem Betriebe eines Gewerbes oder des Bergbaues tritt bei Steuerpflichtigen, die für ein vom 
Kalenderjahr abweichendes Wirtſchafts-⸗(Geſchäfts⸗)jahr regelmäßige Geſchäftsabſchlüſſe machen, an Stelle 
des Kalenderjahres das Wirtſchaftsjahr, das in dem nach Abſ. 1 maßgebenden Kalenderjahr endet. 
Das ſonſtige Einkommen dieſer Steuerpflichtigen wird nach dem Kalenderjahre und nur, ſoweit es in 
dem betreffenden Geſchäftsabſchluß mitenthalten, nach dem Wirtſchaftsjahre berechnet. Enden mehrere 
Wirtſchaftsjahre in einem Kalenderjahr, ſo wird das Ergebnis dieſer Wirtſchaftsjahre zuſammengerechnet. 
Liegt zwiſchen zwei Wirtſchaftsjahren ein Zeitraum, für den ein Geſchaͤftsabſchluß nicht gemacht worden 
iſt, ſo iſt das in dieſem Zeitraum erzielte Einkommen gleichfalls, und zwar inſoweit in Anſatz zu 
bringen, als es auf das nach Abſ. 1 maßgebende Kalenderjahr entfällt. Fällt die Steuerpflicht in der 
Zeit zwiſchen dem Ende des letzten Wirtſchaftsjahres, das der Veranlagung zu Grunde zu legen iſt, 
und dem Ende des nach Abſ. 1 maßgebenden Kalenderjahres weg, jo wird dem Ergebnis des letzten 
Wirtſchaftsjahres das Einkommen hinzugerechnet, das bis zum Wegfall der Steuerpflicht erzielt worden 
iſt. Hat die Steuerpflicht nicht während des ganzen nach Abſ. 1 maßgebenden Kalenderjahres beſtanden, 
ſo erfolgt die Veranlagung für dieſes Kalenderjahr nach dem während der Dauer der Steuerpflicht 
bezogenen Einkommen. In dieſem Falle find die im 8 21 bezeichneten Ermäßigungen in dem Verhältnis 
herabzuſetzen, in dem die Zahl der vollen Monate, in denen die Steuerpflicht beſtanden hat, zu einem 
Kalenderjahr ſteht. 

8 28. 

Jede von außerhalb des Freiſtaats Danzig zuziehende nach 8 1 ſteuerpflichtige Perſon hat 
innerhalb einer Woche nach erfolgtem Zuzug eine Steuererklärung dem Steueramt einzureichen. Wird 
dieſer Verpflichtung nicht nachgekommen, ſo iſt das Steueramt berechtigt, das ſteuerpflichtige Einkommen 
zu ſchätzen. 


Im übrigen beſtimmt der Senat, unter welchen Vorausſetzungen Steuerpflichtige zur Abgabe 


einer Steuererklärung verpflichtet ſind. 

Die Steuerliſten ſind öffentlich zur Einſicht auszulegen. Zur Einſicht ſind nur ſolche Perſonen 
befugt, die ein öffentliches Intereſſe nachweiſen. 

Die Offenlegung der Steuerliſten erfolgt am Jahresſchluß an ſieben aufeinander folgenden Tagen. 

Der Senat beſtimmt durch öffentliche Anzeige Zeit und Ort der Auslegung. 

8 24. 

Wer Perſonen gegen Gehalt, Lohn oder ſonſtiges Entgelt langer als zwei Monate beſchaſtigt 
hat, iſt verpflichtet, nach näherer, in der Ausführungsanweiſung zu treffenden Anordnung Namen, 
Stellung und Wohnung, ſowie das von ihm herrührende Einkommen dieſer Perſon dem Steueramt mitzuteilen. 


— 


— 
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Die gleiche Verpflichtung beſteht für die Vorſtände juriſtiſcher Perſonen und von Vereinen aller 
Art, ſowie für die Vorſtände aller Stellen, Behörden und Anſtalten des öffentlichen Dienſtes hinſichtlich 
des Berufs⸗ oder Penſionseinkommens ihrer Beamten, Angeſtellten, Bedienſteten, ſowie der Empfänger 
von Ruhegehältern, Witwen- und Waiſenpenſionen oder Unterhaltsbeiträgen. 

Steuerbeſcheid. 
§ 25. 

Uber die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Einkommenſteuer erteilt das Steueramt dem Steuer⸗ 
pflichtigen einen ſchriftlichen Beſcheid. 

Eutrichtung der Steuer. 
8 26. 

(l) Steuerpflichtige, die zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet find und im vorhergehenden 
Kalenderjahre ein ſteuerpflichtiges Einkommen von mehr als als 500 000 M gehabt haben, find zu Vor⸗ 
ſchußzahlungen auf die Einkommenſteuer verpflichtet nach folgenden Grundſatzen: 

(ID) Gleichzeitig mit der Abgabe der Steuererklärung hat der Steuerpflichtige ein Viertel des 
Steuerbetrages, der ſich nach feiner eigenen Steuererklärung ergibt, zu entrichten. Die Hebeſtelle erteilt 
dem Steuerpflichtigen eine vorläufige Quittung. Die Vorſchußzahlung wird auf die für das 1. Vietel⸗ 
jahr fällige Steuerſchuld angerechnet. 

(III) Ergibt der Steuerbeſcheid, nachdem er rechtskräftig geworden iſt, daß das Einkommen 
um mehr als den 6. Teil den vom Steuerpflichtigen in der Steuererklärung angegebenen Betrag über⸗ 
ſteigt, ſo kann dem Steuerpflichtigen eine Sonderſteuer bis zu 10 v. H. des überſteigenden Betrages 
auferlegt werden, wenn ſich ergibt, daß die Steuererklärung ſchuldhafter Weiſe unrichtig abgegeben iſt. 
Dieſe Vorſchrift findet ſinngemäße Anwendung, wenn eine Vorſchußzahlung nicht oder nicht rechtzeitig 
geleiſtet wird. 

(IV) Wer nicht zur Entrichtung vou Vorſchußzahlungen nach Abſatz I verpflichtet iſt, hat Vor⸗ 
auszahlungen nach folgenden Grundſätzen zu leiſten: 

(V) Bis zum Empfang eines Steuerbeſcheides oder worbeſcheides für ein Kalenderjahr hat der 
Steuerpflichtige auf die Steuerſchuld dieſes Kalenderjahres bis zum 15. Februar, 15. Mai, 15. Auguſt 
und 15. November zunächſt Vorauszahlungen in Höhe von je einem Viertel der zuletzt feſtgeſtellten 
Steuerſchuld zu entrichten. Liegt der Verdacht der Steuerhinterziehung vor, ſo kann die Vorauszahlung 
ſchon mit Beginn des Vierteljahres eingefordert werden. Ob ein ſolcher Verdacht vorliegt, entſcheidet 
das Steueramt nach freiem Ermeſſen. 

(VI) Iſt die Steuerſchuld mit Beginn oder im Laufe eines Kalenderjahres begründet worden, 
ſo ſind die bis zum Empfange des erſten Steuerbeſcheides gemäß Abſatz IV zu entrichtenden Voraus⸗ 
zahlungen nach dem mutmaßlichen Betrage des für das Kalenderjahr ſteuerbaren Einkommens ſeſtzuſetzen. 

(VII) Erhöht ſich das ſteuerbare Einkommen eines Steuerpflichtigen für ein Kalenderjahr gegen⸗ 
über dem zuletzt feſtgeſtellten ſteuerbaren Einkommen vorausſichtlich um mehr als 50 000 Mark, ſo können 
die gemäß Abſatz IV zu entrichtenden Vorauszahlungen neu feſtgeſetzt werden. Auch ohne Vorliegen 
dieſer Vorausſetzung kann das Steueramt die Vorauszahlung überall dort entſprechend erhöhen, wo der 
Verdacht der Steuerhinterziehung (Abſatz V) in Frage kommt. 

(VIII) Macht ein Steuerpflichtiger glaubhaft, daß ſich ſein ſteuerbares Cinkommen für ein 
Kalenderjahr gegenüber dem zuletzt feſtgeſtellten ſteuerbaren Einkommen vorausſichtlich um mehr als den 
fünften Teil, mindeſtens aber um 5000 M niedriger berechnen wird, ſo iſt ihm auf Antrag der auf den 
wahrſcheinlichen Betrag der Verminderung des ſteuerbaren Einkommens entfallende Teil der Voraus⸗ 
zahlungen zu ſtunden. 

(IX) Auf Grund der vom Steuerpflichtigen eingereichten und gegebenenfalls von ihm Pe 
Steuererklärung erteilt das Steueramt einen vorläufigen Beſcheid über die Höhe des zu entrichtenden 
Steuerbetrages. Dieſer Betrag iſt, ſoweit er nicht durch Vorauszahlungen nach Abſ. 1 VII oder durch 
Lohnabzug nach 88 209 ff. gedeckt iſt, innerhalb zweier Wochen nach Empfang des Vorbeſcheides zu entrichten. 
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§ 27. 

Die gemäß § 22 für ein Steuer- (Kalender-) jahr endgültig feſtgeſetzte Steuerſchuld iſt inner⸗ 
halb 4 Wochen nach Zuſtellung des endgültigen Steuerbeſcheides zu entrichten, ſoweit ſie die nach § 26 
geleiſteten bezw. durch den Lohnabzug nach 88 20 ff. gedeckten Beträge überſteigt. 

Bleibt die endgültig feſtgeſetzte Steuerſchuld hinter dieſem Geſamtbetrage zurück, ſo iſt der Mehr— 
betrag innerhalb 4 Wochen zu erſtatten, oder auf Steuerforderungen, die innerhalb 4 Wochen fällig 
werden, anzurechnen. 

Der Zuſchlag von 10 v. H. ($ 26 Abſatz 3) bleibt hierbei außer Betracht. 

§ 28. 

Der Arbeitsloha wird in vereinfachter Form nad) 8 29 l beſteuert; ſoweit dieſe Vorſchriften 
nichts anderes beſtimmen, finden die allgemeinen Vorſchriften des Geſetzes Anwendung. 

Als Arbeitslohn im Sinne des Abſatzes 1 gilt der Geſamtbetrag der Einkünfte, die in öffent 
lichen oder privaten Dienſten beſchäftigte oder angeſtellte Perſonen aus dieſer Beſchäftigung oder An— 
ſtellung, gleichviel unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form, beziehen. Als Arbeitslohn gelten 
auch Wartegelder, Ruhegehälter, Witwen- und Waiſenpenſionen und andere Bezüge und geldwerte Vor— 
teile für frühere Dienſtleiſtungen oder Berufstätigkeit. Zum Arbeitslohne gehören nicht Entgelte für 
Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen, die der Umſatzſteuer aufs Grund des). Umſatzſteuergeſetzes vom 
4. Juli 1922 (Goſetzblatt S. 149) unterliegen. Die oberſte Steuerbehörde kann nähere Beſtimmungen 
über die Vorausſetzungen erlaſſen, unter denen ein Entgelt als Arbeitslohn anzuſehen iſt. 

8 20. 
Der Arbeitgeber hat vom Arbeitslohn einen Betrag von 10 v. H. unter Berückſichtigung der in 
Abſatz II, VI vorgeſehenen Ermäßigungen für Rechnung des Arbeitnehmers einzubehalten. 
Der Betrag von 10 v. Hesdes Arbeitslohnes ermäßigt ſich: 
1. für den Steuerpflichtigen und jür feine zu feiner Haushaltung zählende Ehefrau: 
a) in Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Monate um je 200 M monatlich, 
b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns] für volle Wochen um je 48 M wöchentlich, 
e) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Arbeitstage um je 8 M täglid, 
d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für kürzere Zeiträume um je 2 M für je 
zwei angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 
2. für jedes zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minderjährige Kind, das nicht 
ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt: 
a) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Monate um 1000 M monatlich, 
b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Wochen um 240 M wöchentlich, 
e) im Falle der Zahlung des Arbeitslohus für volle Arbeitstage um 40 M täglich} 
d) im Falle der Zahlung? des Arbeitslohns für kürzere Zeiträume um 10 M für je 
zwei angefangene oder volle Arbeitsſtunden. 
Kinder im Alter von mehr als 17 Jahren, die ein Arbeitseinkommen beziehen, 
werden nicht berückſichtigt. — 
3. Zur Abgeltung der nach § 7 Abſ. I und Abſ. II Nr. 1—8 zulaſſigen Abzüge: 
a) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle "Monate um 1000 M monatlich, 
b) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Wochen um 240 M wöchentlich, 
o) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Arbeitstage um 40 M täglich, 
d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für kürzere Zeiträume um 10 M für je 

zwei angefangene oder volle Arbeitsſtunden. k 
Auf Antrag iſt eine Erhöhung dieſer Beträge zuzulaſſen, wenn der Steuerpflichtige nachweiſt, 
daß die ihm zustehenden Abzüge im Sinne des § 7 Abſ. I und Abſ. II Nr. 1-8 den Betrag von 
120 000 M um mindeſtens 10 000 M überjteigen. Ulber den Antrag entſcheidet das Steueramt. 
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Stehen Abzüge im wirtſchaftlichen Zuſammenhange mit anderem Einkommen als Arbeitslohn, 
ſo ſind ſie zunächſt von dem anderen Einkommen abzuſetzen; nur inſoweit dieſe Abzüge das andere Ein⸗ 
kommen überſteigen, ſind ſie in die Abgeltung einbegriffen. 

Für die nach Abſ. II 1, 2 abzuſetzenden Beträge iſt der jeweilige Familienſtand des Arbkit⸗ 
nehmers maßgebend. 

Bei eingetretener Anderung des Familienſtandes ändern ſich die abzuſetzenden Betrage vom 
Zeitpunkt der nächſten Lohnzahlung ab. 

Bezieht ein Steuerpflichtiger neben den laufenden Bezügen ſonſtige, insbeſondere einmalige Ein⸗ 
nahmen (Tantiemen, Gratifikationen uſw.), jo wird der von dieſen Einnahmen einzubehaltende Betrag 
von 10 v. H. ohne Berückſichtigung der in Abſ. II vorgeſehenen Beträge abgezogen. 

Dienſtaufwandsentſchädigungen im Sinne des § 13 Nr. 1—3 bleiben bei Feſtſtellung des ein⸗ 
zubehaltenden Betrages außer Anſatz. 

Wird der Arbeitslohn nicht für eine beſtimmte Arbeitszeit gezahlt, jo tritt an Stelle der Er- 
mäßigungen nach Abſ. II eine feſte Ermäßigung von 6 v. H. des Arbeitslohns. 

Die Beſtimmungen über die Abrundung des einzubehaltenden Betrages erläßt die oberſte 
Steuerbehörde. 

8 30. 

Die im § 29 Abſ. II Nr. 2 vorgeſehene Grmäßigung iſt auf Antrag auch für mittelloſe Arte 
gehörige zu gewähren, die von dem Steuerpflichtigen unterhalten werden. Über den Antrag entſcheidet 
das Steueramt. 

8 

Überſteigt das geſamte ſteuerbare Einkommen nicht den Betrag von 1000000 M und beſteht es 
entweder aus Arbeitslohn, der gemäß § 29 dem Steuerabzug unterliegt, oder aus ſolchem Arbeitslohn 
und aus ſonſtigem Einkommen bis zu 10000 M, ſo bedarf es einer Veranlagung nicht; die Steuer gilt 
als getilgt, wenn die nach § 29 einbehaltenen Beträge gemäß § 35 vorſchriftsmäßig verwendet oder 
abgeführt ſind. 

Überſteigt das geſamte ſteuerbare Einkommen nicht den Betrag von 1000000 M und beſteht 
es außer Arbeitslohn, der gemäß § 29 dem Steuerabzug unterliegt, aus ſonſtigem Einkommen über 
10000 Mark, jo bedarf es nur einer Veranlagung für das ſonſtige Einkommen; die auf den Arbeitslohn 
entfallende Steuer gilt als getilgt, wenn die nach § 29 einbehaltenen Beträge gemäß 8 35 vorſchrifts⸗ 
mäßig verwendet oder abgeführt find. Hierbei dürfen Abzüge nach § 21 Abſ. I nur noch inſofern vor⸗ 
genommen werden, als ſie bei der Einbehaltung gemäß 8 29 nicht berückſichtigt worden ſind. 

Überſteigt das gefamte ſteuerbare Einkommen den Betrag von 1000000 M, ſo finden die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften mit der Maßgabe TEL, daß der Steuerpflichtige auf die Steuerſchuld eines 
Kalenderjahres inn Sinne des § 22 nur den Betrag zu entrichten hat, um den dieſe Steuerſchuld den 
auf den Arbeitslohn in dem gleichen Kalenderjahr einbehaltenen und vorſchriftsmäßig verwendeten Betrag 
überſteigt. Inſoweit dieſer Betrag über die Steuerſchuld hinausgeht, iſt er nach der Veranlagung in bar 
zu erſtatten. 

§ 32. 

Soweit eine Veranlagung erfolgt iſt, hat der Steuerpflichtige Vorauszahlungen bis zum Empfange 
des nächſten 1 gemäß § 26 Abſ. I nur in Höhe des auf die Steuerſchuld zu entrichtenden 
Betrages zu leiſten. 

Fällt infolge Anderung der Erwerbsverhältniſſe vorausſichtlich für den Reſt des Perteiberjchtes 
der Bezug von Arbeitskohn weg, ſo kann nach näherer Anordnung der oberſten Steuerbehörde die bis 
zum Empfange des nächſten Steuerbeſcheides zu leiſtende Vorauszahlung nach dem maße Betrage 
des für dieſes Kalenderjahr ſteuerbaren Einkommens feſtgeſetzt werden. 
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8 33. 

Steuerpflichtige, deren geſamtes ſteuerbares Einkommen 1 000 000 M nicht überſteigt, können 
Veranlagung zur Einkommenſteuer beantragen: 

1. wenn bei Zugrundelegung der Vorſchrift des § 7 Abſätze I und II Nr. 1—8 die nach dieſer 
„Vorſchrift zuläſſigen Abzüge den Betrag von 130 000 M überſteigen und nicht ſchon gemäß 
8 29 Abſ. II Nr. 3 berückſichtigt find, es ſei denn, daß der Unterſchied zwiſchen dem ein⸗ 
„ eee Betrag und demlauf Veranlagung zu erhebenden Betrag nicht mehr als 180 M beträgt, 
wenn die Vorausſetzungen des § 21 Abſ. II vorliegen, 

3 wenn die nach $ 21 Abſ. I, S 30 zuläſſigen Ermäßigungen bei den einbehaltenen Beträgen 
nicht voll berückſichtigt find. 

Sind einem Steuerpflichtigen, deſſen geſamtes ſteuerbares Einkommen 1000000 M nicht 

überſteigt, infolge teilweiſer Erwerbsloſigkeit, die nach § 29 Abſ. II zuläſſigen Ermäßigungen nicht voll 

in m Anrechnung gebracht worden „oder find_i die Vorausſetzungen für die Anwendung des § 21 Abſ. II 

gegeben, ſo ſind ihm dieſe Beträge infoweit” anf Antrag in barzzu erſetzen. 

Anträge auf Grund des Abſatzes I find mit einer Einkommenſteuererklärung zu verbinden und 
innerhalb der Friſt für die Abgabe dieſer Erklärung zu ſtelleu. Auf die veranlagte Einkommenſteuer 
wird der vom Arbeitgeber einbehaltene und vorſchriftsmäßig verwendete Betrag angerechnet. Der 
anrechnungsfähige Betrag wird bar erſtattet, ſoweit er den Betrag der Einkommenſteuer überſteigt oder 
Einkommenſteuer nicht zu entrichten iſt. 


— 
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8 34. 

Der Arbeitnehmer iſt verpflichtet, vor Beginn eines jeden Kalenderjahres oder vor Beginn eines 
Dienſtverhältniſſes von der Gemeindebehörde ſeines Wohnorts ein Steuerbuch in Empfang zu nehmen. 

Weiſt der Arbeitnehmer nach, daß die Zahl der Perſonen, für die der Abzug an Arbeitslohn 
ſich gemäß § 29 Abſ. II Nr. 2 und 8 30 ermäßigt, größer iſt als im Steuerbuch angegeben, fo hat im 
Falle des § 29 Abſ. II Nr. 2 die Gemeindebehörde, im Falle des § 30 das Steueramt auf ſeinen 
Antrag dieſe Tatſache im Steuerbuch zu vermerken. In dieſem Falle tritt die Ermäßigung für die neu 
hinzugekommenen Perſonen bei der erſten auf die Ergänzung des Steuerbuches folgenden Lohnzahlung 
in Kraft. 

Bei jeder Lohn⸗ oder Gehaltszahlung hat der Arbeitnehmer ſein Steuerbuch dem Arbeitgeber 
vorzulegen. Dieſer hat in Höhe des einbehaltenen Betrages Steuermarken in das Steuerbuch einzukleben 
und zu entwerten. 

Die oberſte Steuerbehörde kann ein vom Abſatz I abweichendes Verfahren anordnen und ins⸗ 
beſondere beſtimmen, daß die Verwendung von Steuermarken unterbleibt und die Einzahlung des vom 
Arbeitslohn einbehaltenen Betrags durch den Arbeitgeber unmittelbar bei der Freiſtadtſteuerkaſſe erfolgt. 

§ 86. 

Legt der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber kein Steuerbuch vor (8 35), ſo hat der Arbeitgeber 
10 v. H. des Arbeitslohnes, jedoch ohne Berückſichtigung der Ermäßigungen nach 88 29 und 30 in Abzug 
zuzbringen und allmonatlich bis zum 5. jeden Monats an die Freiſtadtſteuerkaſſe abzuführen. Wird 
nachträglich vom Arbeitnehmer ein Steuerbuch vorgelegt, ſo iſt von der nächſten auf dieſe Vorlage 
folgenden Lohnzahlung ab nach 8 35 zu verfahren. 

8 37. 

Der Arbeitgeber haftet dem Freiſtaat für die Einbehaltung und Entrichtung der in den 88 29, 30 
beſtimmten Beträge neben dem Arbeitnehmer als Geſamtſchuldner. 

Die Haftung des Arbeitnehmers beſchränkt ſich auf die Falle, in denen 

1. der Arbeitnehmer den Arbeitslohn nicht vorſchriftsmäßig gekürzt erhalten hat; 


2. der Arbeitgeber die einbehaltenen Beträge nicht vorſchriftsmäßig verwendet hat und dem 
Arbeitnehmer dieſes bekannt iſt; in dieſem Falle erliſcht die Haftung, wenn der Arbeitnehmer 
dem Steueramt von dieſer Kenntnis unverzüglich Mitteilung macht. 

§ 38. 

Ob und inwieweit im Einzelfalle die Vorſchriften der §88 28 bis 30, 34 und 35 anzuwenden 
ſind, entſcheidet auf Anrufen eines der Beteiligten das Steueramt. Gegen die Entſcheidung des Steueramts 
iſt nur die Beſchwerde an die oberſte Steuerbehörde zuläffig. 

8 39. 

Soweit nach geſetzlicher Vorſchrift die Veranlagung zur Einkommenſtener als Grundlage für 
Beſteuerungsrechte von Körperſchaften des öffentlichen Rechts zugelaſſen iſt und die auf den Arbeitslohn 
entfallende Einkommenſteuer nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht veranlagt wird, gelten die nach 
$29 einbehaltenen und gemäß 8 35 vorſchriftsmäßig verwendeten oder abgeführten Beträge als veranlagt. 

a 8 40. 

Die Träger der Landesverſicherung nach der Reichsverſicherungsordnung und die Träger der 
Verſicherung nach dem Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte haben den Steuerbehörden jede zur Durchführung 
der 88 28—37 und der den Steuerämtern obliegenden Prüfung und Auffiht dienliche Hilfe zu leiſten. 
Inſoweit finden die Vorſchriften des 8 142 der deutſchen Reichsverſicherungsordnung und des $ 350 des 
Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte keine Anwendung. 

8 41. 
Die zur Durchführung der Vorſchriften der 88 28--40 erforderlichen Anordnungen trifft der Senat. 
8 42. 

Auf Antrag wird die Einkommenſteuer inſoweit in Abgang geſtellt, als ſie auf einen ſteuer⸗ 
pflichtigen Wertzuwachs von unbebauten Grundſtücken entfällt, das Grundſtück vor dem 31. 12. 1916 
erworben und zur Neubeſchaffung von den in den Jahren 1922 bis einſchließlich 1926 fertiggeſtellten 


Wohnungen verwendet worden iſt. 
Der Senat iſt ermächtigt, dieſe Beſtimmung auch auf andere Verwendungen auszudehnen. 


Gegebenenfalls iſt die Steuer zinslos zu ſtunden. 

Steneranteile der Gemeinden und Gemeindeverbände. 
§ 43. 

Den Gemeinden werden 44 vom Hundert des tatſächlichen Aufkommens der Einkommenſteuer 
überlaſſen. Sie haben aus dieſem Betrage die Koſten der Einziehung zu decken. 

Den Gemeinden werden Beträge nur inſoweit überlaſſen, als ſie nachgewieſenermaßen Auf⸗ 
wendungen für kommunale Zwecke gemacht haben. Der den Gutsbezirken zu überlaſſende Betrag darf 
jedoch 20 v. H. des tatſächlichen Aufkommens der Einkommenſteuer nicht überſteigen. Der Reſt fällt zur 
Hälfte dem Staate, zur andern Hälfte dem Kreiſe zu. Der Senat hat den Anteil der Gemeinden zu 
erhöhen, wenn den Gemeinden neue ſtaatliche Aufgaben übertragen werden und zu ermäßigen, wenn 
neue Aufgaben durch den Staat von den Gemeinden übernommen werden. 

- Weitere 6 v. H. des Aufkommens der Einkommenſteuer find zur Bildung eines Ausgleichsfonds 
zu verwenden, aus dem beſonders leiſtungsſchwachen Gemeinden Beträge zugewieſen werden. 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände find nicht berechtigt, zu den in dem § 18 genannten 
Steuerſätzen Zuſchläge oder ihrem Weſen nach gleichartige Steuern zu erheben. 

— § 44. 

Für den Anſpruch der Gemeinden auf einen Anteil der Staatseinkommenſteuer find die Beſtim⸗ 

mungen des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 hinſichtlich der fubjeftiven Steuerpflicht ent“ 
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ſprechend auzuwenden. Bel der Konkurrenz mehrerer Gemeinden finden ebenfalls die Veſtimmungen des 
Kommunalbbgabengeſetzes über die Verteilung des ſteuerpflichtigen Einkommens entſprechende Anwendung. 

Soweit nach den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen den Gemeinden hinſichtlich eines Steuer— 
pflichtigen ein über die Beſtimmungen des Einkommenſteuergeſetzes hinausgehendes ſelbſtandiges Steuer⸗ 
recht nach Maßgabe der Beſtimmungen des Kommunalabgabengeſetzes zugeſtanden hat, bleibt dieſes 
Steuerrecht beſtehen. 

Hinſichtlich der Verteilung der Anteile aus dem Aufkommen durch den Lohnabzug (88 28 ff.) 
gilt ohne Rückſicht auf die nachträglich eintretenden Wohnſitz- oder Aufenthaltsanderungen die Gemeinde 
als anſpruchsberechtigt, für deren Bezirk das Steuerbuch ausgeſtellt iſt oder guszuſtellen war. 


Steuerrecht der Religionsgeſellſchaften. 
§ 45. 
Die Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts ſind berechtigt, Zuſchlage zu den in § 18 
genannten Stenerſatzen zu erheden. 


Straf-, Uebergangs⸗ und Schluß vorſchriften. 
§ 46. 

Wer die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Steuer hiuterzieht, wird mit einer Geldſtrafe im 
8⸗ bis 20⸗fachen Betrage der hinterzogenen Steuer beſtraft. Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnis 
erkannt werden. 

§ 47. 

Wer der Verpflichtung nach § 23 Abſ. II (Abgabe der Steuererklarung beim Zuzuge von außer- 
halb des Freiſtaates) nicht nachkommt, kann mit einer Geldſtrafe bis 200000 M oder mit Gefängnis 
beſtraft werden. 

§ 48. 

Wer den Vorſchriften der SS 24, 28 bis 30, 34 und 35 oder den auf Grund der SS 35 Abſ. II 
und 41 getroffenen Beſtimmungen vorſätzlich zuwiderhandelt, wird mit einer Geldſtrafe bis zu 200 000 M 
oder mit Gefängnis beſtraft, ſoweit nicht nach anderweiten Beſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt iſt. 
Liegen mildernde Umſtände vor, fo iſt auf Geldſtrafe bis zu 20000 M zu erkennen. 

Wer den in Abſatz J bezeichneten Vorſchriften, oder Beſtimmungen fahrlaſſig zuwiderhandelt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu 20 000 M beſtraft. 

- § 49. f 

Wer Steuermarken iu der Abſicht, daß fie als echt verwendet werden, fälſchlich anfertigt oder 
verſalſcht oder wer ſich in dieſer Abſicht falſche Steuermarken dieſer Art verſchafft, wird mit Gefängnis 
nicht unter 3 Monaten beſtraft; ebenſo wird beſtraft, wer vorſätzlich falſche Steuermarken als echt ver— 
wendet, feilhaͤlt oder in Verkehr bringt. 

§ 50. un 

Wer vorſätzlich bereits verwendete Steuermarken als gültig wieder verwendet oder in der Abſicht, 
daß ſie als gültig wieder verwendet werden, ſich verſchafft, feilhalt oder in den Verkehr bringt, wird mit 
Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 10000 M beſtraft. 

§ 51. 

Wer zum Zwecke der Falſchung von Steuermarken 

1. Formen oder andere Gerätſchaften, die zur Ausführung einer Steuermarkenfälſchung dienen können, 

2. Papier, das einer zur Herſtellung von Steuermarkeu beſtimmten Papierart gleich oder zum 

Verwechſeln ähnlich iſt, N er 
anfertigt, ſich verſchafft, feilhält oder einem anderen uberläßt, wird mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder 
mit Geldſtrafe bis zu 20 000 M deftraft. Den Formen oder Gerätſchaften ſtehen die mit ſolchen Formen 
oder Gerätſchaften hergeſtellten Abdrucke gleich. 5 
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§ 52. 

Die ſalſchen, wiederverwendelen oder zur Wiederverwendung beſtimmten Steuermarken find ein⸗ 
zuziehen, auch wenn fie dem Täter nicht gehören. Das Gleiche gilt für die Formen, Gerätſchaften, 
Abdrucke und Papier der im § 51 bezeichneten Art. 

§ 53. in 

Sind wegen Hinterziehung der Einkommenſteuer Strafen verwirkt, fo werden fie neben den in 

ss 47, 49 bis 50 vorgeſehenen Strafen verhängt. 
§ 54. 

Wird von Perſonen, die nur nach 8 2 des Geſetzes ſteuerpflichtig Find, ſowie im Falle des 
§ 23 Abſatz I die Stmererklärung nicht friſtgemäß abgegeben, fo kaun das Steueramt der Veranlagung 
einen Steuerſatz bis zur Höhe des doppelten Betrages des tarifmäßigen Satzes zugrunde legen. Gegen 
dieſe Erhöhung ſind dieſelben Rechtsmittel gegeben, wie ſie gegen die ordentliche Veranlagung vor⸗ 
geſehen ſind. 

f S 55. 

Die erſtmalige Veranlagung auf Grund dieſes Geſetzes erfolgt für das Steuer-(Kalender⸗) 
jahr 1923. 

Die Vorſchriften der SS 28, 29, 30, 35, 36, 37, 88, 40 und 41 betreffend den Lohnabzug 
treten mit Wirkung vom 1. Januar 1923 mit der Maßgabe in Kraft, daß ſie für jede Lohn⸗ und 
Gehalts- uſw. Zahlung, die für die Zeit nach dem 31. Dezember 1922 gilt oder fällig wird, an⸗ 
zuwenden ſind. 

§ 56. 

Zum Zwecke der Feſtſetzung der vorläufigen Steuerſchuld nach 8 26 des Geſetzes für das 
Steuer⸗(Kalender⸗)jahr 1923 ſind nach Ablauf des Kalenderjahres 1922 Steuererklärungen über das 
ſteuerbare Einkommen des Kalenderjahres 1922 einzureichen. Die näheren Anordnungen trifft der Senat. 

Die Berechnung des ſteuerbaren Einkommens und die Feſtſetzung der vorläufigen Steuerſchuld 
findet nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ſtatt; dabei ſind jedoch die Vorſchriften der SS 7, 18, 21, 
31, 33 mit folgenden Anderungen anzuwenden: f 

1. Im 8 7 werden: 

a) in Abſ. II Nr. 3 die Worte „achttauſend Mark“ durch die Worte „zweitaufend 
Mark“ erſetzt, 
ferner werden: 
b) in Abſ. II Nr. 4 und 5 und im Abſ: 2 die Worte: „achtundvierzigtauſend Mark“ 
jeweils durch die Worte „ſechszehntauſend Mark“ erſetzt. 
2. Der $ 18 Abſ. I erhält folgende Faſſung: 
„Die Einkommenſteuer beträgt: 
für die erſten angefangenen oder vollen 300 000 M des ſteuerbaren Einkommens 10 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 300000 M des ſteuerbaren Einkommens 15 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 400000 M des ſteuerbaren Einkommens 20 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 500000 M des ſteuerbaren Einkommens 25 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 500000 M des ſteuerbaren Einkommens 30 v. H., 
für die weitere angefangene oder volle 1000 000 M des ſteuerbareu Einkommens 35 v. H., 
für die weitere angefangene oder volle 1000000 M des ſteuerbaren Einkommens 40 v. H., 
für die weiteren angefangenen oder vollen 1500000 M des ſteuerbaren Einkommens 45 v. H., 
für die weiteren Beträge 50 v. H. 
Im 8 21 erhält Abſatz 1 und 2 folgende Faſſung: 
1. Die nach den §8 18—20 berechnete Einkommenſteuer ermäßigt ſich: 
a) um je 340 M für den Steuerpflichtigen und für feine nicht ſelbſtändig zu veraulagende 
Ehefrau, wenn das ſteuerbare Einkommen nicht mehr als 300 000 M beträgt, 


* 602 

b) um je 610 M für jedes zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zahlende minderjährige 
Kind, das nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt, wenn das ſteuer⸗ 
bare Einkommen nicht mehr als 1000 000 M beträgt. 

Die Ermäßigung wird auch für ſolche Kinder gewährt, die Arbeiteinkommen be⸗ 
ziehen, ſofern ſie das 17. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

e) um 5000 M für Steuerpflichtige, die über 60 Jahre alt oder erwerbsunfähig oder nicht 
bloß vorübergehend behindert find, ihren Lebensunterhalt durch eigenen Erwerb zu De- 
ſtreiten, ſofern das ſteuerbare Einkommen den Betrag von 200 000 M nicht überſteigt 
und ſich hauptſächlich aus Kapitaleinkommen und Bezügen der im § 12 Nr. 3 und 5 
bezeichneten Art zuſammenſetzt oder hauptſächlich aus einer von dieſen Einkommensarten 
beſteht. 

Auf den Betrag von 5000 M wird der gemäß 8 29 Abſ. II Nr. 3 des Geſetzes 
bereits berückſichtigte Betrag angerechnet. 

„Bei der Veranlagung können beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe, die die Leiſtungsfähig⸗ 
keit des Steuerpflichtigen weſentlich beeinträchtigen, durch Ermäßigung oder Erlaß der 
Einkommenſteuer berückſichtigt werden, ſofern das ſteuerbare Einkommen 600000 M nicht 
überſteigt. 

Im 8 81 wird 
a) im Abſatz 1, 2 und 3 die Zahl „1 000 000“ jeweils durch die Zahl „300 000“, 
b) im Abſatz 1 und 2 die Zahl „10 000“ jeweils durch die Zahl „5 000“ erſetzt. 
Im 8 33 erhäit: 
a) Abſatz 1 Nr. 1 folgende Faſſung: 

„Steuerpflichtige, deren geſamtes ſteuerbares Einkommen 300 000 M wicht überſteigt, 

können Veranlagung zur Einkommenſteuer beantragen: 

1. wenn bei Zugrundelegung der Vorſchrift des § 7 Abſ. I und II Nr. 1—8 die nach 
dieſer Vorſchrift zuläffigen Abzüge den Betrag von 12 000 ME überfteigen und nicht 
ſchon gemäß § 29 Abſ. 2 Nr. 3 des Geſetzes berückſichtigt ſind;“ 

ferner wird: 

b) im Abſatz 2 die Zahl „1000 000“ durch die Zahl „300 000“ erſetzt. 
8 57. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
8 58. 
Der Senat wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Danzig, den 29. Dezember 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Volkmann. 
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Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


Auf Grund des Art. 210 Abſ. 1 des „Abkommens vom 24. Oktober 1921 
zwiſchen der Freien Stadt Danzig und Polen zur Ausführung und Ergänzung 
der Polniſch⸗Danziger Konvention vom 9. November 1920“ wird zwiſchen 
Polen und Danzig folgendes vereinbart: 

8 1 

Die Freie Stadt Danzig hat das Recht, für Einfuhren in ihr Gebiet 
der in Anlage A bezeichneten Warengattungen Zollermäßigungen vom 
autonomen Zolltarif im Rahmen der aus der Anlage A erfichtliden Kon— 
tingente zu gewähren. Die Kontingente ſind für den Danziger Bedarf eines 
Jahres bemeſſen, doch müſſen die Einfuhren bis zum 30. September 1922 
bewirkt ſein. 

5 2 

Um die wirtſchaftliche Anpaſſung Danzigs an die polniſche Zollgeſetz— 
gebung zu erleichtern, werden Maſchinen mit Zubehör für Danziger Induſtrielle, 
Gewerbetreibende, Handwerker und Landwirte, welche ihre Betriebe auf die 
veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe einſtellen oder neue Betriebe aus dem 
gleichen Anlaß aufnehmen, bis zum 31. Dezember 1922 zollfrei in das Gebiet 
der Freien Stadt Danzig hereingelaſſen. Die alsbaldige Verwendung für die 
angegebenen Zwecke iſt amtlich zu kontrollieren. Die Errichtung oder Um 
ſtellung dieſer Betriebe muß ſpateſtens am 31. Dezember 1922 im Gange ſein. 

Dieſe Maſchinen mit Zubehör ſollen tunlichſt von Polen bezogen 
werden. > 

Für die in der Anlage B angegebenen Waren gelten die dort auf- 
geführten Vergünſtigungen bis zum 30. September 1922. 


Die von der Danziger Regierung zur Ergänzung der Liſte B geſtellten 
Anträge wegen Aufnahme von Waren in die Zollvergünſtigungsliſte werden ſoweit 
wie möglich berückſichtigt werden. 

Die zukünftig von Danziger Seite geſtellten Anträge wegen Aufnahme 
von Waren in die Zollvergünſtigungsliſte werden mit größtem Entgegenkommen 
behandelt werden. 

Zu den begutachtenden Körperſchaften der Zollangelegenheiten werden 
fortan dauernd Vertreter der Danziger Wirtſchaftskreiſe eingeladen werden. 
Im Zollkomitee wird Danzig mit drei Intereſſentenvertretern und einem 
Regierungsvertreter mit den gleichen Funktionen wie die Vertreter der polniſchen 
Miniſterien vertreten ſein. 


DO 


§ 4. 

Als Veredelungsverkehr wird auch behandelt, wenn Danziger Betriebe 
Rohſtoffe, Halbfabrikate und Fertigfabrikate aus dem Auslande einführen und 
die daraus erzeugten Fabrikate oder eine gleiche Menge von Halbfabrikaten 
bezw. Ganzfabrikaten oder Waren derſelben Art wieder in das Ausland 
zurückführen. Einfuhren der genannten Materialien uſw. genießen Zollfreiheit. 
Die authentiſchen Interpretationen der Anlage C werden anerkannt. 


8 5. ö 

Ausländiſche Filme konnen zellfrei eingelaſſen werden, wenn ſie lediglich 
zum vorübergehenden Gebrauch eingeführt und nach längſtens 3 — drei — 
Monaten ausgeführt werden. Auch dürfen ſie nicht zur Neuherſtellung von 
Filmen und Abzügen von Filmen im Gebiet der Freien Stadt Danzig ver- 
wendet werden. Dieſe Verpflichtung muß durch Konventionalſtrafen ſicher 
geſtellt werden. 

§ 6. 

Waren, die nachweislich ſpateſtens am 31. Dezember 1921, am 30. Sep 
tember 1922 oder am 31. Dezember 1922 zum Eiſenbahn- oder Schiffs 
transport aufgegeben wurden, ſind nach den an den genannten Tagen geltenden 
Beſtimmungen und Zollſätzen zollamtlich abzufertigen. 

Ausgenommen ſind Waren, welche an den genannten drei Tagen in den 
Danziger Zollagern unverzollt ſich befanden. 


§ 7. 
Es wird anerkannt, daß die vorſtehenden Begünſtigungen nicht unter 
S 23 der Anlage 11 zum Teil VI des Abkommens vom 24. Oktobar 1921 fallen. 
§ 8. 
Wegen der Behandlung von Zucker, Saccharin, Zigaretten und Spiritus 
ſollen weitere Verhandlungen ſtattfinden, die möglichſt Mitte Januar 1922 


beginnen werden. Zugleich ſoll wegen des Abbaues der Wirtſchaftsgrenze 
vor dem 1. April 1922 ebenfalls verhandelt werden. 


Warſchau, den 21. Dezember 1921. 


Henry Strasburger. Jewelowski. 
Dr. Volkmann. 


Aninge A. 
ll Nr gen mäßigter Marimaler 
poſition in Tonnen Zoll auf Zoll 

13 Gemüſe und Früchte in Waſſer oder in 
ſonſtiger Zubereitung in luftdicht ver⸗ höchſtens der 
ſchloſſenen Gefäßen 1800 250% ſſjetzige Zoll mit 
185. 8 Kaffee⸗Erſatz, gemahlen und in Pulverform 700 25 0% Multiplikator 
25 p. 1 Hefe: gepreßt, trocken und flüſſig (nur | 500 
an s ö — 150 25%, 
2 Wein aus Trauben, darin 10% Maximum 
Sekt. . Ne age 300 40 0% 

29 Bäyriſch e 3 40 0% 

i er Fertiges Schuhwerk, bezw. übertragbar 

auch Anmer⸗ weiche Oberleder 100 t und hartes wie bei Poſi⸗ 

fung z. Poſ. 57 Sohlenleder 400( tt 500 25% tion 13, 18p.3, 

p. 1 bezw. 55 25 P. 1 

e g SB) 

52 Zwiebeln, Wurzeln und Wurzelſtücke von 
Blumen und Zierpflanzen 10 75 0% 
65 B. 4 a Gemen „ ET EOH 10 000 50 90% 
72 p. 2 4 Steine, Ziegeln und Platten aus Kalk 
und Sind G 7500 250% 
73 p. 3 a Fußbodenplatten aus einfarbiger Maſſe 
in der Dicke über 11 mm 2000 
73 p. 4a | Einfarbige Tonplatten zur Wandver- | 
kleidung, zuſammen beide Poſitionen 2 0% 
74 p. 2 a Ofenkacheln und Ziegeln aus Topfermaſſe, | . 
einfarbig auch glaſier tete 100 
76 p. 1 Porzellanwaren 50 35 0% 
76 p. 2 Porzellangeſch irc 20 75 0% j 

113 P. 1, 2.1 Dopezte Arzeneien 2 , 5 50 0% 

120 p. 1 Seifen, nur medizin. und kosmetiſche 6 25 0% 

137 p. 1 Roffionsfrben „ 50 25 0/ 

137 p. 2 Flüſſige Tinten, flüſſiger Gummi, Synde⸗ 

tikon und andere Klebmittel 25 50 0% 

140 Kirchen; ED . 10 Stück zollfrei 

131 p. 3 Litopones .. 2 50 0% 


Zolltarif⸗ h N Kontigent 5 Maximaler 
ca Warenbezeihnung .. mäßigter Zoll 
poſition in Tonnen Zoll auf 30 
148 p. 2 a Goldene Trauringe und ſilberne Ringe, 
3 a Goldene Trauringe Stck. im Werte 
bis zu 1000 dt. M ſilberne Ringe bis 
zu 300 dt. M a 70 kg 
169 p. 3 d Glühlampen in Faſſungen oder ohne 
auch die Anm. Muang 12 


W e 


3 f 
38 


169 p. 
169 p. 


177 p. 4 
e e 


210 p. 
211 p 3 
215 p. tb, e 


216 h. 2 


183 Ha, 5b, 6a 


et m. J 
188 p. 1, 


d 


189 


Id 
1a 


205 p. 
209 p. 


186 p.! 


199 p. 1 


Inſtallationsmaterial für elektrische An⸗ 
lagen 


Telefonapparate N 
Telegraphenapparate und 58 Beſtaud⸗ 
teile, zuſammen beide Poſitionen 
Papiertapeten und Tapetenbordüren 
Damenhüte, Mützchen und anderer Kopf⸗ 
putz 
Hutſcheiben,⸗Böden, Huttumpen und dergl. 
zur Hutfabrikation, 
Poſitionen 
Schirme nicht überzogen 
Kinderſpielwaren, darin Maximum 20% 
N N N 
Bleiſtifte und Schreibfeder 


Baumwolle und Baumwollwaren, all⸗ 
gemeiner Kon tigen 


Garn, gezwirnt auf Holzſpulen 


zuſammen beide 


Baumwollene Gewebe, roh und gebleicht 
Baumwollgewebe merzeriſiert, gefärbt, 
mehrfarbig gewebt und bedruckt.. 
Baumwollener Samt, Plüſch und Plüſch⸗ 

bänder auch gemuſtert . 
Wirkwaren, baumwollene 
Waſche und Kleider, gewöhnliche, baum⸗ 

wollene 


Wolle und Wollwaren allgemeiner Kon— 
bigen tt a a Eee 


Wolle gezwirnt und faſſoniert 


Wollengewebe aus Kammgarn 


goldene 

50, 

ſilberne 

10 0 

250% 

N 20 25% 
| 20 25 0% 
* 25 20 %o 
35 500 
10000 Std. 50 0% 
35 30 6% 
20 50 0.0 


2400 


maximum 
17,0% 
10 


10 


5 0% 
100% 


14.5100% 


1095 t | 


maximum | 
4 35 0% 


Bolltatif- 
poſition 


199 p. 2 


199 p. 3 

200 p. 1 

200 p. 2 

203 

205 p. 10 

209 p. 1a 

144 

135 

nur die An⸗ 
merkung 


195 5. 1 
193 p. 2 
197 


R Kontigent 7255 Maximaler 
Waren bezeichnung 0 mäßigter 
; in Tonnen Zoll auf Zoll 
Wollen gewebe der e; nz maximum 
10 % 
Tuche 8 „ 50% 
Halbwollene Gewebte N „ 10% 2 
350% 
Balbwollene Tuc e „ 10% 
Teppiche wollene aller Artt „ 0.5% 
Wirkwaren, wollene . e „ ½0% f 
Waſche und Kleider, wollene .. 50 100% 
Segeltich, h N SEE 10 £ 500 
Seideugarn aller Art auf Spulen, Rollen 
und der g!!! a ee It 50 0% 
S r 16 50 90 | Here 
Seidenbeuteltuch (Millergafe) ) 2 · 50% I 
Halbſeidene Gewebe: gewebte Tücher, 
Stoffe. Bänder, Borten, Samt und 
Plüſch: Wachstaffet und Wachstuch 
As Seid: Me 12 t 50 0% 


Dr. Volkmann. 


Anlage B. 


Tarif Ar. 


32 Anmerkung Natürliche Medizinalmineralwäſſer, welche in beſon 
deren amtlichen Verzeichniſſen bezeichnet ſind .. 10 


65 p. 3 Gips natürlicher in Stücken und gebrannt. . 10 
656 p. 3 a Bauſteine, roh oder roh behauens . 10 
66 p. 3 b Steine, Blöcke und Platten in einer Starke von über 
15 cm, ganz oder nur teilweiſe geſägt oder 
Ieſchfif ten ee „ 
66 p. 30 Platten bis zu 15 cm Starke einſchll l. 50 
66 p. 5 Marmor u. dergl. in Blöcken, Stücken und Platten 
der Rei gen 30 
66 p. 6 und Schieferplatten, geſägt auch geſchliffen und 8 
Anmerkung Schieferplatten und bearbeitett PU 
K 68 p. 1 Gagat. Perlmutter, Schildpatt, Bernſtein, Meerſchaum, 
k Elfenbein und Mamutzähne nicht bearbeitet.. 10. 
68 p. | Bernſtein, guch geſchmöoß en zollfrei 


Mas. Spiegelglas bearbeitet und nach dem Guß nicht 
f bearbeitet: Tafelglas ſtärker als 5 mm. . . . 50 


Dr. Volkmann. 


Anlage C. 


Zur Auslegung des Zolltarifes wird folgendes feſtgeſlellt: 


Tarif Nr. 


| 


98 Anmerkung: Hierher gehoren alle zu landwirtſchaftlichen Zwecken zur Ver⸗ 


103 p. 1 


103 p. 3 


wendung kommende Ammonitrat, Schwefelſäure, Am⸗ 
moniak. 


Hierher gehört der zu landwirtſchaftlichen Zwecken benutzte 
Natronſalpeter nicht gereinigt. 


Hierher gehoren die zu landwirtſchaftlichen Zwecken benutzten 
Luftſtickſtoffſalze (Kalciumnitrat, Kaleium Cjanamit, Sal- 
peterſaurerkalk, Stickſtoffkalk). 

Hierher gehört auch Leblanc Soda. 

Kupfervitriol fällt unter Poſition 112 p. 9 Anmerkung. 

Anmerkung: Kupfervitriol wird als ein chemiſches Erzeugnis, 
welches zur Verhütung oder Beſeitigung von Krankheiten 


von Obſtbaumen, ſowie zur Bekämpfung der Schädlinge 
der Landwirtſchaft dienen, anerkannt. 


Warſchau, den 21. Dezember 1921. 


Dr. Volkmann. 


* 0 07 N N 


